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Thüringer Gesetz zur Neuordnung der Zustän!;ligkeiten und Aufgaben im Bereich der Mig­
ration durch Errichtung einer Zentralen Ausländerbehörde zur Beschleunigung der Auf­
nahme und Rückführung 

A. Problem und Regelungsbedürfnis 

Die große Anzahl an Asylsuchenden stellt Bund, Länder und Kommunen weiter vor große 
Herausforderungen. 

Die Erstaufnahmeeinrichtung des Freistaates Thüringen (EAE) in Suhl überschreitet durch 
Überbelegung immer wieder die brandschutzrechtliche Zulässigkeit. Anfang Oktober musste 
wegen Überfüllung ein mehrwöchiger Aufnahmestopp verhängt werden. Gleichzeitig ist die 
Verteilung aus der EAE auf die Kommunen massiv gestört, weil auch diese angesichts des 
hohen Zustroms an ihren Kapazitätsgrenzen angekommen sind. Deshalb besteht die Notwen­
digkeit, eine landesweit zentralisierte Zuständigkeit im Zusammenhang mit der Erstaufnah­
meeinrichtung zu errichten. 

Erschwerend kommt hinzu, dass unter den Eingereisten zahlreiche Personen sind, die keinen 
Anspruch auf Schutz nach den in Deutschland geltenden Asylregelungen und deshalb 
Deutschland wieder verlassen müssen. Sofern die Betroffenen innerhalb der ihnen gesetzten 
Frist ihrer Ausreisepflicht nicht freiwillig nachkommen, muss diese im Wege der Abschie­
bung durchgesetzt werden. Die Ausländerbehörden sind nach den Bestimmungen des Geset­
zes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundes­
gebiet (Aufenthaltsgesetz) verpflichtet, den Aufenthalt von vollziehbar ausreisepflichtigen 
ausländischen Staatsangehörigen zu beenden. Die gewachsenen Herausforderungen bei der 
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